



als Bürger*in unseres Bundeslandes wende ich mich mit der Bitte an Sie, sich im Rahmen Ihrer verfassungsrechtlichen Möglichkeiten für die Einleitung beziehungsweise Unterstützung eines Prüfverfahrens hinsichtlich einer im Deutschen Bundestag vertretenen rechtsextremen politischen Partei einzusetzen.
Nach meiner Wahrnehmung haben zahlreiche öffentliche Äußerungen, programmatische Positionen sowie das Verhalten einzelner Funktionsträger dieser Partei in den vergangenen Jahren erhebliche Zweifel an ihrer Vereinbarkeit mit den Grundprinzipien unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung aufkommen lassen. Ich halte es daher für geboten, diese Vorgänge umfassend und rechtsstaatlich bewerten zu lassen.
Das Grundgesetz sieht in Artikel 21 ausdrücklich vor, dass politische Parteien, die darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, einer verfassungsrechtlichen Überprüfung unterzogen werden können. Diese Möglichkeit ist ein bewusst geschaffenes Instrument zum Schutz unserer Demokratie und sollte aus meiner Sicht genutzt werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen.
Ich bitte Sie daher, die vorliegenden Erkenntnisse sorgfältig zu würdigen und sich im Rahmen Ihrer Zuständigkeiten dafür einzusetzen, dass die hierfür zuständigen Verfassungsorgane die erforderlichen rechtlichen Schritte prüfen.
Mir ist bewusst, dass ein solches Verfahren an hohe rechtliche Anforderungen geknüpft ist. Gerade deshalb erscheint es mir wichtig, dass eine unabhängige und gründliche Prüfung erfolgt, um sowohl das Vertrauen in den Rechtsstaat als auch den Schutz unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu stärken.
Ich danke Ihnen für die Berücksichtigung meines Anliegens und würde mich über eine Rückmeldung zu Ihrer Einschätzung freuen.

